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BESCHLUSS 

In der Strafvollzugssache gegen 

Tommy  
geboren am , 
zurzeit in der Justizvollzugsanstalt Dresden, zuvor Torgau 

- Antragsteller und Beschwerdeführer -

gegen die Justizvollzugsanstalt Torgau, 
vertr. d. d. Leiter der Anstalt 

- Antragsgegnerin -

Beteiligt: Sächsisches Staatsministerium der Justiz und für Europa 

- Beschwerdegegner -

wegen Bezugs von Zeitschriften 

hat der 2. Strafsenat des Oberlandesgerichts Dresd_~n 

am 15.03.2013 

beschlossen: 

Auf die Rechtsbeschwerde des Strafgefangenen werden der Be­
schluss der Auswärtigen Strafvollstreckungskammer des Landge­
richts Leipzig mit dem Sitz in Torgau vom 19. Juni 2012 sowie die 
Entscheidungen der Justizvollzugsanstalt Torgau vom 07. Septem­
ber 2011 und vom 13. September 2012, es abzulehnen, zwei Zeit­
schriften (jeweils ein Exemplar "Spiegel" und "Computer-Bild") an den 
Antragsteller auszuhändigen 

aufgehoben. 
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Die am 04. September 2012 an den Antragsteller in einem Brief über­
sandten Zeitschriften sind an den Antragsteller auszuhändigen. Zuvor 
dürfen die Zeitschriften durchgesehen werden(§ 29 Abs. 3 StVollzG). 

Die Kosten des Rechtsbeschwerdeverfahrens und die dem Antrag­
steller insoweit entstandenen notwendigen Auslagen hat die Staats­
kasse zu tragen. 

Gründe: 

1. 

Der Antragsteller, damals Strafgefangener in der Justizvollzugsanstalt Torgau, begehrt die 

Herausgabe zweier Zeitschriften (ein Exemplar der Zeitschrift "Spiegel" und ein Exemplar der 

Zeitschrift "Computer-Bild"). Diese sind ihm von einem Mitgefangenen am 04. Septem­

ber 2011 auf dem Briefwege übersandt worden. Die Aushändigung ist bisher unterblieben, weil 

die Justizvollzugsanstalt Torgau der Auffassung war, die Übersendung sei ohne Vermittlung 

der Justizvollzugsanstalt erfolgt. Gemäß § 68 Strafvollzugsgesetz (StVollzG) könne deshalb 

keine Aushändigung erfolgen. 

Den Antrag des Gefangenen auf gerichtliche Entscheidung vom 21. September 2011 hat die 

Strafvollstreckungskammer kostenpflichtig zurückgewiesen und dabei im Ergebnis die Auffas­

sung der Vollzugsanstalt geteilt, dass gemäß§ 68 Abs. 1 StVollzG der Gefangene Zeitungen 

und Zeitschriften in angemessenem Umfang grundsätzlich nur durch Vermittlung der Justiz­

vollzugsanstalt beziehen darf. Es gäbe von dieser Regelung zwar Ausnahmen, was sich 

schon aus Ziff. 7.2 der gültigen Hausordnung der Justizvollzugsanstalt ergebe. Vorliegend kön­

ne der Antragsteller aber mit seinem Antrag nicht durchdringen, weil die Erwägung, die Sicher­

heit und Ordnung in der Justizvollzugsanstalt sei ansonsten gefährdet, nachvollziehbar sei. 

Die Überprüfung der bezogenen (einzelnen) Zeitschriften auf verbotene Nachrichten würde 

einen nicht zu leistenden Personaleinsatz erfordern. Gerade bei der Zeitschrift "Compu­

ter-Bild" läge es nahe, dass durch die Verwendung von Zahlen, welche zunächst belanglos er­

scheinen würden, Codes oder verschlüsselte Nachrichten an den Gefangenen gelangen könn­

ten, der so die Möglichkeit hätte, sie an Dritte weiterzugeben. 

Gegen diese ihm am 19. Juni 2012 zugestellte Entscheidung der Strafvollstreckungskammer 

hat der Gefangene beim Amtsgericht Torgau am 24. Juli 2012 Rechtsbeschwerde eingelegt 

und sein Rechtsmittel gleichzeitig begründet. Er rügt die Verletzung formellen und materiellen 

Rechts und beantragt die Aufhebung der angefochtenen Entscheidung sowie der vorausge-
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gangenen Entscheidungen der Justizvollzugsanstalt. Hilfsweise beantragt er, die Sache an die 

zuständige Strafvollstreckungskammer zur erneuten Entscheidung zurückzuverweisen. 

Nach Auffassung des Sächsischen Staatsministeriums der Justiz und für Europa hat die 

Rechtsbeschwerde keine Aussicht auf Erfolg. Das Rechtsmittel sei bereits unzulässig im Sin­

ne von§ 116 Abs. 1 StVollzG, weil sie einen Einzelfall betreffe. 

II. 

Die Rechtsbeschwerde ist zulässig, weil es geboten ist, die Nachprüfung der Entscheidung 

zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung zu ermöglichen,§ 116 Abs. 1 StVollzG. 

1.) 

Zwar hat die Strafvollstreckungskammer durchaus gesehen, dass es nicht generell verboten 

ist, "ohne Vermittlung der Justizvollzugsanstalt" einzelne Ausgaben von Zeitungen und Zeit­

schriften an Strafgefangene auszuhändigen. Die Strafvollstreckungskammer teilt somit nicht 

in vollem Umfang die Rechtsauffassung der Justizvollzugsanstalt, wonach§ 68 Abs. 2 Satz 2 

StVollzG, der eine Regelung für einzelne Ausgaben oder Teile von Zeitungen oder Zeitschriften 

enthält, nur Zeitungen und Zeitschriften betreffe, die "durch Vermittlung der Anstalt" im Sinne 

von § 68 Abs. 1 StVollzG in den Geschäftsbereich der Anstalt gelangt sind. Die Strafvoll­

streckungskammer nimmt aber ausdrücklich keine Stellung zu dieser - nach Auffassung des 

Senats - nicht zutreffenden Rechtsauffassung. Sie beruft sich lediglich auf eine Ausnahmere­

gelung in der Hausordnung, die aber keine Rechtsnormqualität hat. Deshalb besteht Veranlas­

sung, die Rechtsfrage zu klären, ob§ 68 Abs. 2 Satz 2 StVollzG auch dann anzuwenden ist, 

wenn es sich auch um einzelne Ausgaben oder Teile von Zeitungen oder Zeitschriften handelt, 

die "nicht durch Vermittlung der Anstalt"--einem- Gefan§enen übersandt worden sind. 

2.) 

Das somit zulässige Rechtsmittel hat mit der Sachrüge Erfolg. 

Die konkrete Rechtsfrage beantwortet der Senat in Übereinstimmung mit dem Oberlandesge­

richt Stuttgart (Zeitschrift für den Strafvollzug, 1992, 136) dahingehend, dass auch dem Gefan­

genen unmittelbar zugesandte Einzelexemplare von Zeitungen und Zeitschriften (Zeitungsarti-
5 f Jrc;h / 

kein oder Zeitungsausschnitte) nur unter den Voraussetzungen des § 68 Abs. 2 StGB dlhi 

Gefangenen vorenthalten werden dürfen. Dies gilt zumindest dann, wenn es sich um einzelne, 
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bereits vor längerer Zeit erschienene Einzelexemplare handelt, die auf dem normalen 

Bezugs(Abonnements-)Wege kaum oder nur mit erheblichem Aufwand bezogen werden kön-

nen. 

Für diese Auslegung spricht schon der Wortlaut der Vorschrift, der ausdrücklich nicht darauf 

abstellt, dass es sich um Exemplare handelt, die durch Vermittlung der Justizvollzugsanstalt 

bezogen worden sind. 

Dies bedeutet, dass das "Vorenthalten" solcher Zeitschriften nur dann erfolgen darf, wenn 

"das Ziel des Vollzugs oder die Sicherheit der Ordnung der Anstalt erheblich gefährdet" wäre. 

Diese Voraussetzungen sind hier zu verneinen. Angesichts der verstrichenen Zeit aber auch 

unter Beachiung des grundgesetzlich abgesicherten Rechts des Gefangenen auf informaiion 

(Art. 5 Abs. 1 Satz 1, Halbsatz 2 Grundgesetz) ergibt hier die Abwägung, dass die Justizvoll­

zugsanstalt hier -nach Durchsicht - die beiden Zeitschriftenexemplare an den Gefangenen 

auszuhändigen hat, zumal der Antragsteller nicht auf Dauer, sondern nur in diesem Falle auf 

diesem Wege Zeitschriften beziehen will (vgl. dazu auch OLG Jena, NStZ-RR 2004, 317 f.). 

Dem Belangen der Justizvollzugsanstalt, keine verbotenen Nachrichten in die Justizvollzugs­

anstalt gelangen zu lassen, kann hier dadurch Rechnung getragen werden, dass eine Durch­

sicht auf Notizen oder andere verschlüsselte Nachrichten erfolgen darf (vgl. § 29 Abs. 3 

StVollzG). 

Die Sache ist enscheidungsreif, weil das Ermessen der Justizvollzugsanstalt im vorliegenden 

Fall auf Null reduziert ist. 

III. 

Die Kostenentscheidung beruht auf§ 121 Abs. 4 StVollzG in Verbindung mit einer sinngemä­

ßen Anwendung des § 467 StPO. 

Drath 
Vorsitzender Richter am 
Oberlandesgericht 

Schüddekopf 
Richter am 
Oberlandesgericht 

Denk 
Richter am 
Oberlandesgericht 
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Für den Gleichlaut der Ausfertigung mit der Urschrift: l e den, 21.03.2013 

sehe 
Justizhauptsekretär 
als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle· 
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